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1.6 Schutz vor schädlichen Umweltauswirkungen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB) 
 

1.6.1 Zum Schutz vor schädlichen Umweltauswirkungen sind im Bebauungsplangebiet für Heizzwecke nur 
emissionsarme Brennstoffe zu verwenden. Feste Brennstoffe wie Holz oder Kohle (Holzpellets sind hier-
von ausgenommen) sind nicht zulässig. 
 

1.7 Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
 

1.7.1 Die mit Planzeichen 13.2.1 PlanzV (Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern) umgrenzten 
Flächen sind mit Bäumen und Sträuchern (Pflanzdichte: ca. 5 Sträucher je 10 qm Pflanzfläche) gemäß 
der Artenliste nach Ziffer 3.1 als Begrünung von Stützmauern zu bepflanzen und als solche zu pflegen. 
 

1.7.2 Im Baugebietsteil II sind je Baugrundstück mindestens zwei Bäume gemäß der Artenliste nach Ziffer 
3.1 zu pflanzen. 
 

1.7.3 Im Baugebietsteil II sind unabhängig von Ziffer 1.7.1 mindestens 10 % der Baugrundstücksfläche mit 
Sträuchern gemäß der Artenliste nach Ziffer 3.1 zu bepflanzen.  
 

  
1.9 Höhenlage der baulichen Anlagen  (§ 9 Abs. 3 BauGB) 

 
1.9.1 Die Höhenlage der Gebäude hat der Planverfasser vor Baubeginn mit dem Geschäftsbereich Stadtent-

wicklung, Städtebauliche Planung und Umwelt festzulegen. 
 

  
2. Nachrichtlich übernommene Festsetzungen  (§ 9 Abs. 6 BauGB);  Hinweise 
  
2.1 Das Baugebiet liegt in der Schutzzone III der Grundwasserfassungen im Brenztal. Die Rechtsverordnung 

des Regierungspräsidiums Stuttgart in der Fassung vom 14.12.1977 ist zu beachten.  
 

2.2 Altablagerungen und Bodenverunreinigungen sind nicht bekannt. Sollten bei den Aushubarbeiten Alt-
ablagerungen und Bodenverunreinigen auftreten, ist der Fachbereich Wasser- und Bodenschutz des 
Landratsamtes zu verständigen (§ 3 Abs. 1 LBodSchAG).  
 

2.3 Das Plangebiet befindet im Ausstrichbereich von oberflächennah verwitterten Kalksteinen der Massen-
kalk-Formation des Oberjuras. Verkarstungserscheinungen (z.B. Spalten, Erdfälle) und lokale Auffüllun-
gen sind nicht auszuschließen. Für Neubaumaßnahmen werden daher objektbezogene Baugrundunter-
suchungen nach DIN 4020 bzw. DIN EN 1997 empfohlen. 
 

2.4 Bei der Planung und Bauausführung sind Maßnahmen zum sparsamen und schonenden Umgang mit 
Boden zu treffen. Alle Bodenarbeiten sind im Hinblick auf die spätere Nutzung nur bei trockener Witte-
rung auszuführen, um Bodenverdichtungen möglichst zu vermeiden (§ 4 BodSchG). 
 

2.5 Bei der Planung ist darauf zu achten, dass anfallender Erdaushub zur Auffüllung auf dem Baugrund-
stück zu verwenden ist. Fallen zu hohe Mengen Erdaushub an oder solcher, der sich nicht zum Massen-
ausgleich eignet, so ist eine Wiederverwertung auf anderer Fläche vor einer Deponierung zu prüfen. Die 
Wiederverwertung von unbelastetem Bodenmaterial auf landwirtschaftlichen Flächen bedarf der Zu-
stimmung des Fachbereichs Wasser- und Bodenschutz des Landratsamtes. 
 

2.6 Für Geländeauffüllungen darf kein grundwassergefährdendes Material verwendet werden. 
 

2.7 Die Entwässerung der Grundstücke erfolgt im Mischsystem. 
 

2.8 Gemäß § 20 DSchG sind Bodenfunde unverändert zu erhalten und unverzüglich der Denkmalschutzbe-
hörde anzuzeigen. 
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